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-

Urteil wird diese Rechtsauffassung der Finanzverwaltung 

-

tragung auch die vom BFH genannten Voraussetzungen 

-

kann, wenn das Finanzamt aufgrund irriger Beurteilung zu 

-

-

dass das Finanzamt den gesamten Steuerfall insbesonde-

-

sollte bei geplanten weiteren Schenkungen innerhalb 

eines 10-Jahreszeitraums nicht aus dem Blick verloren 

werden. 

Eingeschränkte Abfärbewirkung 
bei Beteiligungseinkünften einer 
Personengesellschaft 

Leitsätze

-

licher Hinsicht auch ohne Berücksichtigung einer Gering-

-

-

der Gewerbesteuer unterliegender Gewerbebetrieb gilt. 

BFH, Urteil vom 6.6.2019 – IV R 30/16*

Der Sachverhalt 

-

-

10-Jahreszeitraums festzusetzen ist. Hierzu stellt der BFH fest, 

den Vorerwerb ein materiell-rechtlich unzutreffender Betrag 

-

tigung des Vorerwerbs in der Steuerfestsetzung der zusam-

mengerechneten Erwerbe korrigiert werden kann. Bei der 

Hinzurechnung des Vorerwerbs zur Ermittlung der Besteue-

rung des Letzterwerbs ist das Finanzamt gehalten, den Vorer-

-

-

-

-

Erbschaft- oder Schenkungsteuer und die dabei zu treffende 

-

-

-

Urteilsanmerkungen
von Steuerberaterin Ines Marquardt,  

Landwirtschaftlicher Buchführungsverband, 

Kiel, www.lbv-net.de

 

-

-

-

-

-

-

vertritt die Finanzverwaltung die Auffassung, dass eine 
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und wurden einheitlich und gesondert festgestellt, das Finanz-

-

nehmer. 

-

-

vertrat die Auffassung, dass nach dem Verkauf der Flugzeuge 

-

-

-

Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. 

Das Urteil

-

-

-

bezogen wurden, war nicht im Streit. 

-

-

-

unterliege, da ansonsten eine nicht gerechtfertigte Schlech-

-

-

-

-

-

mern, die gleichzeitig mehrere verschiedene Einkunftsarten 

verfassungsrechtlich gerechtfertigt, da so die Ermittlung der 

-

-

-

-

lichen Ungleichbehandlung hielt der Senat aus verfassungs-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

unternehmer nicht. 

-

-
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Urteilsanmerkungen
von Dr. agr. Hermann Spils ad Wilken,  

Steuerberater/Wirtschaftsprüfer, Dr. Lange 

• Dr. Spils ad Wilken + Partner mbB, 

Rechts anwälte • Notar • Steuerberater • 

Wirtschafts prüfer, Uelzen, www.societates.de

-

-

-

-

ner offenen Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesell-

-

-

lich gerechtfertigte Ungleichbehandlung im Vergleich zu 

einem Einzelunternehmer, der mehrere Einkunftsarten 

-

-

-

sprechung die Regelung restriktiv ausgelegt und mit dem 

-

-

manditgesellschaften beteiligt war und aus diesen Ein-

-

-

-

-

der BFH verfassungsrechtliche Bedenken bei der Anwen-

-

-

-

-

-

Hinweise für die Praxis 

Alternative 1

-

-

-

-

-

-

-

-

der Bagatellgrenze durch die Finanzverwaltung in H 15.8 

-

-

-

derung weiterer steuerlicher Vorschriften (Jahressteuer-
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-

-

wendung durch den BFH als vertretbar angesehen hatte 

Alternative 2

-

werblichen Untergesellschaft, gibt es nach dem Bespre-

-

an einer gewerblichen Untergesellschaft gestalten (Auf-

-

zielt, im Streitfall lagen bei beiden Beteiligungen negative 

-

Beteiligung aufrecht zu erhalten, da ansonsten die ge-

werbliche Infektion beendet ist und eine Betriebsaufgabe 

Teilwertabschreibungen oder Verluste aus Kapitalanlagen 

-

-

steuerlichen Vorteile ergeben sich nach der Erbschaft-

steuerreform 2008 nicht mehr. 

-

 -

-

-

gen stille Reserven gebildet wurden. 

 

-

-

-

-

der Steuerberatung der Obergesellschaft nicht einmal 

erkannt wird. 

 

-

des bisherigen Einzelunternehmers an einer gewerbli-

-

-

-

des Besprechungsurteils nicht. Ob bei gewerblichen Ein-

-

tivierung des Feldinventars nach R 14 Abs. 3 EStR 2012 

-

das Vorliegen eines landwirtschaftlichen Betriebs vor-

-

-

gen werden, dass nach wie vor ein landwirtschaftlicher 

-

-

te. Ein Rechtstreit bei anderer Auffassung der Finanzver-

-

sung festgehalten werden kann, die Finanzverwaltung 

gesetzlich geforderten Aktivierung des Feldinventars 

-

Feldinventars in Frage stellen. 

nach Alternative 1 oder Alternative 2 gibt es verschie-

Beteiligung in einer personenidentischen Schwester-

-

-

-

-


